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Amtlicher Teil

Nr. 186 • Bezirkshauptmannschaft Landeck 

VERORDNUNG
der Bezirkshauptmannschaft Landeck 

vom 27. März 2020 nach 
§ 2 Z 3 des COVID-19-Maßnahmengesetzes

Auf Grund von § 2 Z 3 des Covid-19-Maßnahmengeset-
zes, BGBl I Nr. 12/2020, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 16/2020, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Zufahrt in das und die Abfahrt aus dem Paznauntal
sowie nach und aus St. Anton am Arlberg werden verboten.
(2) Abs. 1 gilt nicht für:
a) (Einsatz-) Fahrten der Blaulichtorganisationen,
b) Allgemeine Versorgungsfahrten durch Zulieferer (z.B.

Lebensmitteltransporte) und Fahrten zur Erbringung von
Dienstleistungen im Bereich der Daseinsvorsorge (z.B. Stra-
ßendienst, Müllabfuhr, Dienstleistungsbetriebe, öffentlicher
Verwaltungsdienst, öffentlicher Kraftfahrlinien- und Schie-
nenverkehr) und im Bereich der versorgungskritischen öf-
fentlichen Infrastruktur (z.B. Strom- und Wasserversorgung)
sowie Fahrten, die zur Abwendung von Schäden unbedingt
notwendig und unaufschiebbar sind,
c) Fahrten zur Aufrechterhaltung der Gesundheitsfürsor-

ge und Alten- und Krankenpflege, insbesondere individuell
unaufschiebbare Fahrten (z.B. Dialyseversorgung, Bestat-
tung nächster Angehöriger),
d) vorab im Einzelfall von der Behörde genehmigte, or-

ganisierte, von den Organen des öffentlichen Sicherheits-
dienstes eskortierte, im Rahmen der kontrollierten Abreise
(Abs. 4) erfolgende Gruppen-Repatriierungen und ebensol-
che Einzelfahrten von ausländischem Personal der Touris-
musbetriebe und ausländischen Urlaubsgästen, sofern der
Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Kon-
sumentenschutz und der Bundesminister für europäische
und internationale Angelegenheiten dem jeweils zugestimmt
haben und der jeweilige Heimatstaat oder jener Staat, in dem
der Ausreisende seinen Wohnsitz hat, die Rücknahme dieser
Personen jeweils zugesagt hat,

e) vorab im Einzelfall von der Behörde genehmigte, or-
ganisierte und von den Organen des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes eskortierte, im Rahmen der kontrollierten Ab-
reise (Abs. 4) erfolgende Gruppenheimfahrten und vorab im
Einzelfall von der Behörde genehmigte, im Rahmen der kon-
trollierten Abreise (Abs. 4) erfolgende Einzelfahrten von Per-
sonen, die in Österreich gemeldet sind, nicht jedoch solchen
mit Hauptwohnsitz im Paznauntal oder in St. Anton am Arl-
berg, der bereits vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung be-
standen hat, sofern der Bundesminister für Soziales, Ge-
sundheit, Pflege und Konsumentenschutz und der Bundes-
minister für Inneres dem jeweils zugestimmt haben und die
Bezirkshauptmannschaft Landeck als zuständige Gesund-
heitsbehörde erster Instanz das Einvernehmen mit der zu-
ständigen Gesundheitsbehörde am Hauptwohnsitz des Aus-
reisenden hergestellt hat.
(3) Die Abfahrt aus dem Paznauntal und aus St. Anton

am Arlberg gemäß Abs. 2 lit. d) und e) ist nur dann zulässig,
wenn sichergestellt ist, dass ab dem Zeitpunkt der kontrol-
lierten Abreise (Abs. 4) das Landesgebiet unverzüglich, spä-
testens jedoch am selben Tag ohne Zwischenstopp auf der
kürzest möglichen Route verlassen wird. Dies gilt insbeson-
dere für Personen, die in weiterer Folge auf dem Luftweg
weiterreisen.
(4) Für die in Abs. 2 lit. d) und e) angeführten Fahrten wer-

den das gesamte Paznauntal und die Gemeinde St. Anton
am Arlberg insofern verkehrsbeschränkt, dass für alle abrei-
senden Personen die Abfahrt nur mehr kontrolliert unter Ein-
haltung der jeweiligen Regelungen für das Abreisemanage-
ment zulässig ist. Dazu zählt für jede im Rahmen einer Fahrt
gemäß Abs. 2 lit. d) und e) abreisende Person insbesondere
die Verpflichtung, ein Formular nach dem Muster der Anlage
mit den wesentlichen Kontaktdaten auszufüllen. Das ausge-
füllte Formular ist an den Kontrollpunkten den Organen des
öffentlichen Sicherheitsdienstes vorzuweisen und verbleibt
während der Fahrt beim Ausreisenden. Sofern der Ausrei-
sende einen Wohnsitz im Bundesgebiet hat, ist eine Kopie
des Formulars der zuständigen Gesundheitsbehörde am
Hauptwohnsitz des Ausreisenden unverzüglich zu übermit-
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teln. Sofern der Ausreisende seinen Wohnsitz im Ausland hat,
ist eine Kopie des Formulars der diplomatischen Vertretungs-
behörde des jeweiligen Heimatstaates unverzüglich zu über-
mitteln. Für die in Abs. 2 lit. d) und e) angeführten Fahrten gilt,
dass gegenüber anderen Personen ein Abstand von minde-
stens einem Meter einzuhalten ist. Dieser Mindestabstand darf
nur unterschritten werden, wenn durch entsprechende Schutz-
maßnahmen das Infektionsrisiko minimiert werden kann oder
wenn es sich um Personen handelt, die im gemeinsamen Haus-
halt leben.
(5) Abs. 2 lit. d) und e) gilt nicht für:
a) Personen, die mit Bescheid gemäß § 7 Epidemiegesetz

1950 abgesondert wurden, für die Dauer der Absonderung.
Nach Aufhebung der Maßnahme ist diesen Personen die Aus-
reise nur nach Maßgabe der Bestimmungen der Abs. 2 lit. d)
und e) 3 und 4 gestattet.
b) Personen, die, ohne durch Bescheid abgesondert zu sein,

Krankheitssymptome von COVID-19 aufweisen. Diese Perso-
nen haben darüber unverzüglich die Bezirkshauptmannschaft
Landeck als zuständige Gesundheitsbehörde zu verständigen.

§ 2

Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben die
Beschränkungen und die kontrollierte Abreise im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 zu überwachen und gegebenenfalls sicherheitspo-
lizeilich einzuschreiten.

§ 3

Wer dieser Verordnung zuwiderhandelt, begeht gemäß § 3
Abs. 3 COVID-19-Maßnahmengesetz eine Verwaltungsüber-
tretung und ist mit Geldstrafe von bis zu 3.600,- Euro, im Fall
ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu vier Wochen,
zu bestrafen.

§ 4

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft und mit Ablauf des 13. April 2020 außer Kraft.

Der Bezirkshauptmann: Dr. Maaß

Anlage: Musterformular (siehe Seite 126)

Hinweis: Diese Verordnung wurde am 27. März an der Amts-
tafel der betroffenen Gemeiden sowie der Bezirkshauptmann-
schaft Landeck kundgemacht.

Nr. 187 • Bezirkshauptmannschaft Imst

VERORDNUNG
der Bezirkshauptmannschaft Imst 

vom 27. März 2020 nach 
§ 2 Z 3 des COVID-19-Maßnahmengesetzes

Auf Grund von § 2 Z 3 des Covid-19-Maßnahmengesetzes,
BGBl I Nr. 12/2020, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl.
I Nr. 16/2020, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Zufahrt nach und die Abfahrt aus Sölden wird ver-
boten.
(2) Abs. 1 gilt nicht für:
a) (Einsatz-) Fahrten der Blaulichtorganisationen,
b) Allgemeine Versorgungsfahrten durch Zulieferer (z.B. Le-

bensmitteltransporte) und Fahrten zur Erbringung von Dienst-
leistungen im Bereich der Daseinsvorsorge (z.B. Straßen-
dienst, Müllabfuhr, Dienstleistungsbetriebe, öffentlicher Ver-
waltungsdienst, öffentlicher Kraftfahrlinien- und Schienenver-

kehr) und im Bereich der versorgungskritischen öffentlichen In-
frastruktur (z.B. Strom- und Wasserversorgung) sowie Fahrten,
die zur Abwendung von Schäden unbedingt notwendig und un-
aufschiebbar sind,
c) Fahrten zur Aufrechterhaltung der Gesundheitsfürsorge

und Alten- und Krankenpflege, insbesondere individuell unauf-
schiebbare Fahrten (z.B. Dialyseversorgung, Bestattung näch-
ster Angehöriger),
d) vorab im Einzelfall von der Behörde genehmigte, organi-

sierte, von den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes
eskortierte, im Rahmen der kontrollierten Abreise (Abs. 4) er-
folgende Gruppen-Repatriierungen und ebensolche Einzel-
fahrten von ausländischem Personal der Tourismusbetriebe
und ausländischen Urlaubsgästen, sofern der Bundesminister
für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz und
der Bundesminister für europäische und internationale Ange-
legenheiten dem jeweils zugestimmt haben und der jeweilige
Heimatstaat oder jener Staat, in dem der Ausreisende seinen
Wohnsitz hat, die Rücknahme dieser Personen jeweils zuge-
sagt hat,
e) vorab im Einzelfall von der Behörde genehmigte, organi-

sierte und von den Organen des öffentlichen Sicherheitsdien-
stes eskortierte, im Rahmen der kontrollierten Abreise (Abs. 4)
erfolgende Gruppenheimfahrten und vorab im Einzelfall von
der Behörde genehmigte Fahrten von Personen, die in Öster-
reich gemeldet sind, nicht jedoch solchen mit Hauptwohnsitz
in Sölden, der bereits vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung
bestanden hat, sofern der Bundesminister für Soziales, Ge-
sundheit, Pflege und Konsumentenschutz und der Bundesmi-
nister für Inneres dem jeweils zugestimmt haben und die Be-
zirkshauptmannschaft Imst als zuständige Gesundheitsbehör-
de erster Instanz das Einvernehmen mit der zuständigen Ge-
sundheitsbehörde am Hauptwohnsitz des Ausreisenden her-
gestellt hat.
(3) Die Abfahrt aus Sölden gemäß Abs. 2 lit. d) und e) ist

nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass ab dem Zeit-
punkt der kontrollierten Abreise (Abs. 4) das Landesgebiet un-
verzüglich, spätestens jedoch am selben Tag ohne Zwischen-
stopp auf der kürzest möglichen Route verlassen wird. Dies gilt
insbesondere für Personen, die in weiterer Folge auf dem Luft-
weg weiterreisen.
(4) Für die in Abs. 2 lit. d) und e) angeführten Fahrten wird

die Gemeinde Sölden insofern verkehrsbeschränkt, dass für
alle abreisenden Personen die Abfahrt nur mehr kontrolliert un-
ter Einhaltung der jeweiligen Regelungen für das Abreise-ma-
nagement zulässig ist. Dazu zählt für jede im Rahmen einer
Fahrt gemäß Abs. 2 lit. d) und e) abreisende Person insbeson-
dere die Verpflichtung, ein Formular nach dem Muster der An-
lage mit den wesentlichen Kontaktdaten auszufüllen. Das aus-
gefüllte Formular ist an den Kontrollpunkten den Organen des
öffentlichen Sicherheitsdienstes vorzuweisen und verbleibt
während der Fahrt beim Ausreisenden. Sofern der Ausreisende
einen Wohnsitz im Bundesgebiet hat, ist eine Kopie des For-
mulars der zuständigen Gesundheitsbehörde am Hauptwohn-
sitz des Ausreisenden unverzüglich zu übermitteln. Sofern der
Ausreisende seinen Wohnsitz im Ausland hat, ist eine Kopie
des Formulars der diplomatischen Vertretungsbehörde des je-
weiligen Heimatstaates unverzüglich zu übermitteln. Für die in
Abs. 2 lit. d) und e) angeführten Fahrten gilt, dass gegenüber
anderen Personen ein Abstand von mindestens einem Meter
einzuhalten ist. Dieser Mindestabstand darf nur unterschritten
werden, wenn durch entsprechende Schutzmaßnahmen das
Infektionsrisiko minimiert werden kann oder wenn es sich um
Personen handelt, die im gemeinsamen Haushalt leben.
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(5) Abs. 2 lit. d) und e) gilt nicht für:
a) Personen, die mit Bescheid gemäß § 7 Epidemiegesetz

1950 abgesondert wurden, für die Dauer der Absonderung.
Nach Aufhebung der Maßnahme ist diesen Personen die Aus-
reise nur nach Maßgabe der Bestimmungen der Abs. 2 lit. d)
und e) 3 und 4 gestattet.
b) Personen, die, ohne durch Bescheid abgesondert zu

sein, Krankheitssymptome von COVID-19 aufweisen. Diese
Personen haben darüber unverzüglich die Bezirkshauptmann-
schaft Imst als zuständige Gesundheitsbehörde zu verständi-
gen.

§ 2

Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben die
Beschränkungen und die kontrollierte Abreise im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 zu überwachen und gegebenenfalls sicherheitspo-
lizeilich einzuschreiten.

§ 3

Wer dieser Verordnung zuwiderhandelt, begeht gemäß § 3
Abs. 3 COVID-19-Maßnahmengesetz eine Verwaltungsüber-
tretung und ist mit Geldstrafe von bis zu 3.600,- Euro, im Fall
ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu vier Wochen,
zu bestrafen.

§ 4

(1) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kund-
machung in Kraft, soweit in Abs. 2 nicht anderes bestimmt wird.
(2) § 1 Abs. 2 lit. d) und e), sowie die Absätze 3, 4 und 5

treten am 3. April 2020 in Kraft.
(3) Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des 13. April 2020

außer Kraft.
Der Bezirkshauptmann: Dr. Waldner

Anlage: Musterformular (siehe Seite 126)

Hinweis: Diese Verordnung wurde am 27. März an der Amts-
tafel der Gemeinde Sölden sowie der Bezirkshauptmannschaft
Imst kundgemacht.

Nr. 188 • Bezirkshauptmannschaft Imst

VERORDNUNG
der Bezirkshauptmannschaft Imst über die

Aufhebung der Verordnung der Bezirkshauptmannschaft
Imst vom 17. März 2020, Bote für Tirol Nr. 155

§ 1

Die Verordnung der Bezirkshauptmannschaft Imst vom 17.
März 2020, Bote für Tirol Nr. 155, mit welcher gemäß § 6 in
Verbindung mit § 24 Epidemiegesetz 1950 in der geltenden
Fassung verkehrsbeschränkende Maßnahmen zum Schutz
vor der Weiterverbreitung des Coronavirus (SARS-CoV-2) an-
geordnet wurden, wird aufgehoben.

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tag der Kundmachung an der
Amtstafel der Gemeinde und der Bezirksverwaltungsbehörde
in Kraft.

Der Bezirkshauptmann: Dr. Waldner

Hinweis: Diese Verordnung wurde nach § 6 (2) Epidemie-
gesetz 1950 am 27. März 2020 an der Amtstafel der Gemeinde
Sölden sowie der Bezirkshauptmannschaft Imst kundgemacht.

Nr. 189 • Bezirkshauptmannschaft Landeck

VERORDNUNG
der Bezirkshauptmannschaft Landeck

Aufhebung der Verordnung der Bezirkshauptmannschaft
Landeck vom 14. März 2020, Bote für Tirol Nr. 128/2020

§ 1

Die Verordnung der Bezirkshauptmannschaft Landeck vom
13. März 2020, GZ. LA-KAT-COVID-EPI/57/9-2020, kundge-
macht im Boten für Tirol Nr. 128/2020 am 14. März 2020, mit
welcher gemäß §§ 6 iVm 24 Epidemiegesetz 1950 in der gel-
tenden Fassung verkehrsbeschränkende Maßnahmen zum
Schutz vor der Weiterverbreitung des Coronavirus (SARS-
CoV-2) für das Paznauntal, darunter zählen die Gemeinden
Galtür, Ischgl, Kappl und See sowie die Gemeinde St. Anton
a. A. angeordnet wurden, wird aufgehoben.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Inkrafttreten der Verordnung der
Bezirkshauptmannschaft Landeck vom 27. März 2020, GZ. 
LA-KAT-COVID-EPI/57/22-2020 in Kraft.

Für den Bezirkshauptmann: Mag. Geiger

Hinweis: Diese Verordnung wurde nach § 6 (2) Epidemie-
gesetz 1950 am 28. März 2020 an den Amtstafeln der Gemein-
den See, Kappl, Ischgl, Galtür und St. Anton am Arlberg sowie
der Bezirkshauptmannschaft Landeck kundgemacht.
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Anlage zur Verordnung der Bezirkshauptmannschaften Landeck und Imst vom 27. März 2020 nach § 2 Z 3
des COVID-19-Maßnahmengesetzes (Seite 123 bis 125, Nr. 186 und Nr.187).
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